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Die Perspektiven für die wirtschaftliche Integration in Deutschland
schätzen wir als günstig ein. Wir sehen sie in einer moderneren
deutschen Wirtschaft, die - eingebettet in die immer weiter aus­
greifende internationale Arbeitsteilung - den Menschen Wohl­
stand und gute Arbeitsplätze bieten wird. Sie wird aus dem Zusam­
menwachsen der leistungsstarken Wirtschaft im westlichen Lan­
desteil mit einer von Grund auf erneuerten Wirtschaft in den neuen
Bundesländern hervorgehen.

Die Wende zum Besseren hin sollte in den neuen Bundesländern
nun geschafft sein. Wir erwarten, daß die ostdeutsche Wirtschaft
im kommenden Jahr um 10 vH expandieren wird und daß sich die
Lebensverhältnisse der Menschen deutlich verbessern. Das wird
ihnen Mut machen, auch das längere und schwierigere Stück des
vor ihnen liegenden Weges mit Tatkraft anzugehen.

Den Weg zur neuen wettbewerbsfähigen Wirtschaftsbasis in den
neuen Bundesländern bereiten die Investitionen in Sachkapital
und Humankapital. Wichtig ist dabei. daß starke und verläßliche
Partner diesen Weg begleiten. Sie haben für weitere Hilfe zur
Selbsthilfe zu sorgen und mitzuhelfen, daß der Weg eingehalten
werden wird. Die Versuchung, an den alten Arbeitsplätzen festhal­
ten zu wollen, ist immer noch stark - ihr nachgeben hieße aber,
den Weg zum dauerhaft Besseren verbauen. Wegbegleiter sind die
staatliche Wirtschafts- und Finanzpolitik, Unternehmen und Inve­
storen nicht nur aus Deutschland, sondern aus aller Welt, und nicht
zuletzt sind es auch verantwortungsbewußte Tarifvertragspar­
teien.

Über dieser besonderen Aufgabe dürfen die allgemeinen Aufga­
ben nicht zu kurz kommen. Die deutsche Wirtschaft muß sich in
einem immer schärfer werdenden internationalen Wettbewerb be­
haupten, und es gilt außerdem, die Geldwertstabilität zurückzuge­
winnen. Alle Bereiche der staatlichen Wirtschaftspolitik und die
Tarifvertragsparteien sind hier gefordert. Der Sachverständigenrat
beobachtet mit Sorge, wie sich die Verteilungskonflikte verschär­
fen und welche Gefährdung von hierher der Verwirklichung der
gesamtwirtschaftlichen Ziele droht Die Risiken liegen darin, fal­
sche Wege einzuschlagen und - im Ergebnis - die deutsche Wirt­
schaft zu überfordern.

Wie ein roter Faden zieht sich durch dieses Gutachten das Werben
für die Einsicht, daß es mit Blick auf die grundlegend veränderten
Bedingungen in Deutschland geboten ist, die Prioritäten für die
Wirtschaftspolitik neu zu setzen. In der Wachstumsverlangsa­
mung, die wir im kommenden Jahr für die westdeutsche Wirtschaft
erwarten, sehen wir nicht nur das Atemholen nach acht Jahren
teilweise stürmischer Aufwärtsentwicklung und einem Beschäfti­
gungserfolg von vorher ungeahntem Ausmaße. Wir sehen viel­
mehr auch die von der Kosten- und Preisentwicklung her angeleg­
ten Risiken und weitere Gefährdungen von Wachstumsdynamik
und Flexibilität. Für die ganze deutsche Wirtschaft heißen die wirt­
schaftspolitischen Gebote der nächsten Jahre: alles vermeiden,
was Investieren und Sparen behindert, weniger subventionieren,
nicht das obsolet Gewordene erhalten wollen, Augenmaß für das
Verteilbare bewahren und den Staat solide finanzieren.
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3. Im Frühjahr 1991 hatte die Anpassungskrise der ostdeutschen
Wirtschalt den totalen Umschwung der Stimmungslage und der
Erwartungen bewirkt. Das Umfeld für eine Wirtschaftspolitik, die
den Marktkräften die Schlüsselrolle bei der wirtschaftlichen Er­
neuerung zuweist, hatte sich auch unter politischem Drängen im
Westen der Bundesrepublik entscheidend verschlechtert. Die
Sorge, daß dies die Wirtschaftspolitik zu überhasteten Aktionen
verleiten und so zu Fehlentwicklungen lühren könnte, war für den
Sachverstän(li!!pn.rat Anlaß, gemäß § 6 Absatz 2 Satz 1 des Geset-

.~

zes über die 'Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung am 13. April 1991
ein Sondergutachten zu erstatten 3).

4. Der Bundespräsident berief am 21. Dezember 1990 Professor
Dr. Horst Siebert, Kiel, als Nachfolger von Professor Dr. Otmar
Issing, Würzburg, der aufgrund seiner Berufung in das Direktorium
der Deutschen Bundesbank aus dem Sachverständigenrat ausge­
schieden war, für den Rest der Amtsperiode bis zum 28. Fe­
bruar 1993 zum Mitglied des Sachverständigenrates.

Der gesetzlichen Regelung entsprechend schied Professor Dr. Die­
ter Pohmer, Tübingen, am 28. Februar 1991 aus dem Sachverstän­
digenrat aus. Herr Pohmer hat dem Sachverständigenrat seit dem
26. Juli 1984 angehört. Als sein Nachfolger wurde Professor Dr.
Ralf Peffekoven, Mainz, durch den Bundespräsidenten am
5. April 1991 lür die Amtsperiode bis zum 28. Februar 1996 in den
Sachverständigenrat berufen.

5. Der Sachverständigenrat hatte Gelegenheit, mit dem Bundes­
kanzler, mit dem Bundesminister der Finanzen, dem Bundesmini­
ster für Wirtschaft, mit Vertretern des Bundesministers lür Arbeit
und Sozialordnung und mit Vertretern des Bundesministers für
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sowie mit dem Präsiden­
ten und Mitgliedern des Zentralbankrates der Deutschen Bundes­
bank aktuelle wirtschaltspolitische Fragen zu erörtern.

Der Sachverständigenrat diskutierte im Januar 1991 mit der Lan­
desregierung Baden-Württemberg konjunktur-, finanz- und regio­
nalpolitische Fragen; er entsprach damit einer Einladung des Mini­
sterpräsidenten dieses Bundeslandes.

Mit dem Präsidenten und leitenden Mitarbeitern der Bundesan­
stalt für Arbeit führte der Sachverständigenrat ein auslührliches
Gespräch über aktuelle Fragen des Arbeitsmarktes in West­
deutschland und Ostdeutschland.

Wie in den vergangenen Jahren hat der Rat auch in diesem Jahr
zur Vorbereitung des Jahresgutachtens Vertreter des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, der Deutschen AngesteIltengewerkschaft,
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, des
Deutschen Industrie- und Handelstages und des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie zu anstehenden Problemen gehört.

Aktuelle Fragen und Probleme, die sich aus den Anspannungen
auf dem Wohnungsmarkt in Westdeutschland und Ostdeutschland

3) Das Sondergutachten vom 13. April 1991 ist im Anhang IV dieses Gutachtens
abgedruckt.
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für die Bauwirtschaft ergeben, erörterte der Sachverständigenrat
mit Vertretern des Zentralverbandes des Deutschen Baugewerbes
und des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie.

Mit Vertretern der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
diskutierte der Sachverständigenrat die wirtschaftliche Lage und
die Aussichten für 1992 in den Ländern der Gemeinschaft sowie
Themen im Zusammenhang mit der Verwirklichung des EG-Bin­
nenmarktes, der europäischen Währungsintegration und der stär­
keren Zusammenarbeit der Europäischen Gemeinschaft mit den
osteuropäischen Staaten.

Mit Vertretern der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinsti­
tute hat der Sachverständigenrat Gespräche führen können, die
ihm für seine Arbeit wertvolle Anregungen vermittelt haben.

6. Die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bundesländern
steht noch ganz im Zeichen der tiefgreifenden Umstellung von der
Planwirtschaft zur Wettbewerbswirtschaft. Die damit verbundenen
Probleme sowie die anstehenden Entscheidungen auf dem Wege
zur Verwirklichung des Europäischen Binnenmarktes haben die
Arbeiten des Sachverständigenrates während des ganzen Jahres
bestimmt und zu Gesprächen mit folgenden Personen geführt:

Mit der Präsidentin der Treuhandanstalt, Frau Birgit Breuel,
und leitenden Mitarbeitern konnte der Sachverständigenrat
Fragen über den Auftrag der Treuhandanstalt und die Struktur­
anpassung der Wirtschaft in den neuen Bundesländern disku­
tieren.

Im Rahmen einer Informationsreise in die neuen Bundesländer
und nach Berlin im August 1991 hat der Sachverständigenrat
sich ein Bild über die Lage und die Aussichten der ostdeutschen
Wirtschaft sowie über die wirtschaftspolitischen Handlungs­
möglichkeiten in den neuen Bundesländern verschafft. Der
Sachverständigenrat hatte Gelegenheit, in der Zentrale der
Treuhandanstalt, mit dem Vizepräsidenten Hero Brahms, und
in zwei ihrer regionalen Niederlassungen Gespräche zu führen.
Ferner wurde mit Unternehmensleitungen von noch im Eigen­
tum der Treuhandanstalt stehenden Unternehmen über aktu­
elle Fragen diskutiert. Mit der Regierung des Landes Branden­
burg, Ministerpräsident Dr. Manfred Stolpe, die Landesminister
Dr. Regine Hildebrandt, Walter Hirche und Klaus-Dieter Küh­
bacher, konnte der Sachverständigenrat allgemeine wirt­
schafts-, sozial- und finanzpolitische Fragen und spezielle re­
gionalpolitische Probleme des Landes Brandenburg erörtern.
Ähnliche Themen bestimmten die Gespräche mit Vertretern
des Staatsministeriums der Finanzen und des Staatsministeri­
ums für Wirtschaft und Arbeit des Freistaates Sachsen. Kommu­
nalpolitische Fragen standen bei einem Gespräch mit dem
Oberbürgermeister und Mitgliedern der Stadtverwaltung der
Landeshauptstadt Dresden im Mittelpunkt. Mit der Leitung der
Dresdner Bank besprachen wir Fragen der wirtschaftlichen
Entwicklung in Ostdeutschland.

IV It
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Mit dem Vorstand und Mitarbeitern der Rheinbraun AG konnte
der Sachverständigenrat Fragen der künftigen Energieversor­
gung erörtern.

Professor Dr. Hans-Jürgen Ewers, Münster, stand dem Sachver­
ständigenrat zu Fragen der nationalen und europäischen Ver­
kehrspolitik zur Verfügung. Er hat darüber hinaus uns in einer
Expertise wichtige Informationen vermittelt.

Mit Professor Dr. Klaus-Dirk Henke, Hannover, sprachen wir
über Fragen der Absicherung des Pflegefallrisikos.

Professor Dr. Gerhard Milbradt, Staatsminister der Finanzen
des Freistaates Sachsen, informierte uns über finanzpolitische
Probleme der neuen Bundesländer.

Professor Dr. Winfried Schmähl, Bremen, hat in einer Expertise
zur Finanzierung der Gesetzlichen Rentenversicherung im ver­
einten Deutschland Stellung genommen. Wesentliche Grund­
lage für seine mittelfristigen Aussagen waren dabei Modell­
rechnungen, die Direktor Horst-Wolf Müller vom Verband
Deutscher Rentenversicherungsträger für den Sachverständi­
genrat durchgeführt hat.

Professor Dr. Carsten Thoroe, Hamburg, hat durch ausführliche
Stellungnahmen den Sachverständigenrat bei seinen Ausfüh­
rungen zur EG-Agrarpolitik und zur Situation der Landwirt­
schaft in den neuen Bundesländern unterstützt.

Dr. Horst Bockelmann, Bank für Internationalen Zahlungsaus­
gleich, Basel, Professor Dr. Hans-Joachim Jarchow, Göttingen,
Professor Dr. Manfred J.M. Neumann, Bonn, und Dr. Pe­
ter Trapp, Kiel, waren unsere Gesprächspartner zu Fragen der
geldpolitischen Konzeption.

Dr. Hugo Dicke, Kiel, und Dr. Rolf J. Langhammer, Kiel, haben
in Expertisen zu den wirtschaftspolitischen Fragen der Ent­
wicklung der Europäischen Gemeinschaft Stellung genom­
men.

Der Sachverständigenrat dankt allen Experten für die außeror­
dentlich wertvollen Hinweise.

8. Der Deutsche Industrie- und Handelstag hat uns auch in die­
sem Jahr die Ergebnisse der Herbstumfrage bei seinen Kammern
in Westdeutschland und Ostdeutschland zur Verfügung gestellt
und dadurch unsere Urteilsbildung über die wirtschaftliche Situa­
tion der Unternehmen insbesondere auch in den neuen Bundes­
ländern erleichtert.

9. Bei den Abschlußarbeiten an dem vorliegenden Gutachten
fanden wir wiederum wertvolle Unterstützung durch Dr. Hans J.
Barth, Basel, Dr. Hans Hagen Härtei, Hamburg, und Diplom­
Volkswirt Klaus-Dieter Schmidt, Kiel. Ihnen allen gilt ein ganz
besonderer Dank des Sachverständigenrates.

10. Die Bundesanstalt für Arbeit, die Deutsche Bundesbank und
die wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute haben den
Sachverständigenrat wie schon in den Vorjahren bei seinen Arbei­
ten in vielfältiger Weise unterstützt, in zahlreichen Einzelfragen
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beraten, empirisches Material aufbereitet und zur Verfügung ge­
stellt.

Wertvolle Unterstützung erhielt der Sachverständigenrat für seine
Analysen der internationalen Wirtschaftslage durch die Organisa­
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
und die Kommission der Europäischen Gemeinschaften.

11. Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war
auch in diesem Jahr sehr gut. Wie wenn dies selbstverständlich
wäre, haben sich viele Mitarbeiter des Amtes in weit über das
Nonnale hinausgehendem Maße für die Aufgaben des Rates ein­
gesetzt. Dies gilt besonders für die Angehörigen der Verbindungs­
stelle zwischen dem Statistischen Bundesamt und dem Sachver­
ständigenrat. Ihr Leiter, Herr Leitender Regierungsdirektor Ulrich
Maurer, und sein Stellvertreter, Herr Regierungsdirektor Wolf­
gang Glöckler, sowie die ständigen Mitarbeiter Frau Maria Carillo,
Frau Monika Klebsattel, Herr Friedrich Egli, Herr Klaus-Peter
Klein, Herr Peter Leonhardt und Herr Hans-Jürgen Schwab haben
den Rat mit Tatkraft und Anregungen hervorragend unterstützt.
Allen Beteiligten zu danken, ist dem Sachverständigenrat ein be­
sonderes Anliegen.

12. Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständigenrat
ohne die unermüdliche Arbeit seiner wissenschaftlichen Mitarbei­
ter nicht erstellen können. Dem Stab des Rates gehörten während
der Arbeiten an diesem Gutachten an: Diplom-Volkswirt Heiner
Brockmann, Diplom-Volkswirt Gerd Helmut DiestIer, Dr. Michael
Hüther, Diplom-Volkswirtin Ursula Kötter, Dr. Joachim Ragnitz,
Diplom-Volkswirt Joachim Wolff und Diplom-Volkswirt Mi­
chael Wüstenbecker.

Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wissenschaftliche
Mitarbeit des Stabes hatte der Generalsekretär des Sachverständi­
genrates, Dr. Michael Heise, zu tragen.

Alle Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen indes­
sen allein zu Lasten der Unterzeichneten.

Wiesbaden, 12. November 1991

Herber! Hax
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Rolf Peffekoven Rüdlger Pohl Hans K. Schneider Hors! SIeber!
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Der ohnedies schon hohe Anpassungsdruck auf die
Unternehmen wurde durch massive Lohnsteigerun­
gen weiler verstärkt. Seit April 1990 sind die Brutto­
monatsverdienste, damals noch in Mark der DDR be­
rechnet, um rund 65 vH gestiegen. Gewiß hätten sich
auch bei niedrigeren Lohnsteigerungen bei weitem
nicht alle Arbeitsplätze halten lassen. Die Rationali­
sierung erforderte zunächst die Reduzierung über­
höhter Personalbestände. Außerdem hätten viele Pro­
duktlinien auch bei geringeren Lohnsteigerungen
aufgegeben werden müssen, weil sie im Qualitäts­
wettbewerb mit westlichen Produkten chancenlos wa­
ren. Für den Großteil der Treuhanduntemehmen, die
nicht stillgelegt, sondern privatisiert werden sollen,
haben die kräftigen Lohnsteigerungen den Zwang zur
Freisetzung von Arbeitskräften allerdings erheblich
verstärkt. Auch die Schaffung neuer Arbeitsplätze
durch Neugründung von Unternehmen dürfte durch
den in diesem Jahr eingeschlagenen Kurs der Lohn­
politik beeinträchtigt worden sein.

Der massive Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instru­
mente hat zur Entstehung eines zweiten Arbeits­
marktes geführt. Von den am Jahresende noch vor­
handenen 6,8 Millionen Arbeitsplätzen wurden durch
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen knapp 1,6 :Millio­
nen gefördert, davon erhielten rund 1,2 Jv1illionen Be­
schäftigte Kurzarbeilergeld, und 360 000 Personen
waren in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Eine nicht
bekannte Anzahl von Arbeitsplätzen schließlich wird
dadurch erhalten, daß der Staat Unternehmen in ver­
schiedenen Formen subventioniert. Der Rückgang der
Erwerbstätigkeit, der sich von Ende 1990 bis Ende
1991 auf knapp 1,2 Millionen Personen beliet, tührte
aber nicht in gleichem Umfang zu einem Anstieg der
Arbeitslosigkeit. Da im Laufe des Jahres zusammen­
genommen rund 700 000 Personen in den alten Bun­
desländern eine Arbeit fanden, vorzeitig in den Ruhe­
stand gingen oder ihre Beschäftigung zugunsten einer
Fortbildung aufgaben, stieg die registrierte Arbeitslo­
sigkeit lediglich um 500 000 auf knapp 1,1 Millionen
Personen an. Diese Zahl ist weitaus geringer, als noch
vor einem Jahr abzusehen war; sie spiegelt das Aus­
maß des Beschättigungsproblems der ostdeutschen
Wirtschaft aber nur unvollkommen wider.

13"'. Die iinanzpolitische Entwicklung des Jahres
1991 stand im Zeichen eines sprunghaften Ausgaben­
anstiegs und zunehmender öffentlicher Finanzie­
rungsdefizite. Die Mehrausgaben entstanden zum
Teil durch höhere Übertragungen der Bundesrepublik
in das Ausland. Ausschlaggebend waren aber die ho­
hen Leistungen an die privaten Haushalte, die Unter­
nehmen und die Gebietskörperschaften in den neuen
Bundesländern, die sich insgesamt auf 113 Mrd DM
beliefen. Die Ausgaben der neuen Länder und Ge­
meinden sind, je Einwohner gerechnet, bereits auf
91 1;2 vH der Pro-Kopt-Ausgaben der westlichen Ge­
bietskörperschaften angestiegen, während ihre
Steuereinnahmen weit dahinter zurückblieben. Das
hohe Ausgabenniveau wurzelte zum Teil darin, daß
den östlichen Gebietskörperschaften im Einigungs­
vertrag verschiedene Sonderbelastungen - etwa
Subventionen für Energie, Verkehr, Mieten und die
Landwirtschaft - auferlegt wurden. Darüber hinaus
waren die öffentlichen Sachinvestitionen je Einwoh­
ner etwas höher als in Westdeutschland, obwohl sie
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aufgrund von Engpässen in der öffentlichen Verwal­
tung hinter den Planansätzen zurückblieben.

Nur ein geringer Teil der für die neuen Bundesländer
benötigten Mittel wurde über Ausgabeneinsparun­
gen an anderer Stelle freigesetzt. In den westlichen
Ländern und Gemeinden stiegen die Ausgaben mit
weiterhin hohem Tempo an. Auf Bundesebene konn­
ten zwar einzelne Ausgabenkürzungen bewirkt wer­
den. Sie blieben aber weit hinter dem Erforderlichen
zurück. Stattdessen wurden Steuern und Abgaben er­
höht, um einen noch stärkeren Anstieg der öffentli­
chen Haushaltsdefizite zu verhindern. Damit wich die
Finanzpolitik von den Ankündigungen des Jahres
1990 ab, auf Steuererhöhungen verzichten zu wollen.
Dieser Kurswechsel führte dazu, daß die Finanzpolitik
in der Bevölkerung und der Wirtschaft an Glaubwür­
digkeit verlor. Die hohen Haushaltsdefizite werden
zunehmend als ein Risiko für die mittelfristige Wirt­
schaftsentwicklung betrachtet.

14"'. Eine auf expansivem Kurs befindliche Finanz­
politik, tarifliche Lohnsteigerungen von nahezu 7 vH
und - mit beidem verbunden - Preisniveausteige­
rungen von zeitweise über 4 vH haben in diesem Jahr
den Handlungsrahmen der GeldpolItIk bestimmt. Die
Bundesbank hat sich zur Abwehr der Gefahren für die
innere und äußere Stabilität der D-Mark für 'die Bei­
behaltung einer Geldpolitik mit vorangekündigtem
und am Produktionspotential orientierten Geldmen­
genziel entschieden. Die zur Jahresmitte vollzogene
Herabsetzung des Zieltrichters für die Geldmenge M3
von 4 vH bis 6 vH auf 3 vH bis 5 vH war mit dieser
geldpolitischen Konzeption vereinbar. Im Verlaufe
des ersten Halbjahres hatte sich nämlich gezeigt, daß
der mit der Währungsumstellung verbundene Geld­
mengenzuwachs in Ostdeutschland als durchaus
reichlich angesehen werden mußte und daß die Anle­
ger in Ostdeutschland ihre Geldnachfrage zugunsten
höher verzinslicher Langfristanlagen schneller als er­
wartet verminderten.

Die bereinigte Zentralbankgeldmenge, die der Sach­
verständigenrat der Beurteilung von geldpolitischen
Impulsen zugrunde legt, hat sich im Verlauf des Jah­
res mit einer Rate von gut 5 vH erhöht. Da das nomi­
nale Sozialprodukt deutlich stärker zunahm, ist die
Geldmengenausweitung als knapp anzusehen. Dar­
auf weist auch das Niveau der Geldmarktzinsen hin,
das mit knapp 9 % im weiteren Jahresverlauf knapp
über den Kapitalmarktzinsen blieb. Trotz der Unsi­
cherheit über Höhe und Veränderungen der Geld­
nachfrage ging nach unserem Urteil von der Geldpoli­
tik ein kontraktiver Einfluß auf die wirtschaftliche
Entwicklung aus.

Zur voraussichtlichen Entwicklung
(Ziffern 218!!.)

15*. Die wirtschaftliche Entwicklung wird in den
alten Bundesländern im kommenden Jahr zunächst
auf einem sehr flachen Pfad verlaufen. Denn die
Kräfte, die bislang für Auftrieb sorgten, die Investitio­
nen und die lieferungen in die neuen Bundesländer,
werden sich weiter abschwächen. Vom Export wer­
den zwar wieder Impulse kommen, aber nicht so
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starke, um ein ausreichendes Gegengewicht zu schaf­
fen. Wenn alles gutgeht, wenn vor allem von der Fi­
nanzpolilik und von der Lohnpolilik richtige Signale
kommen, kann sich im späteren Jahresverlauf der
Wind wieder drehen. Dann dürfte nicht nur der Pri­
vate Verbrauch für nenen Schub sorgen, sondern
auch die Investitionen.

In den nenen Bundesländern, die noch mitten in
einem Neuaufbau ihrer Wirtschaftsbasis stecken,
bleibt die wirtschaftliche Lage schwierig. Aber der
Erneuerungsprozeß wird vorankommen, denn die In­
vestitionen werden mächtig angeschoben - durch
staatliche Stellen und durch Unternehmen aus dem
Westen. Das läßt erwarten, daß fortan auch die Pro­
duktion kräftig ausgeweitet wird und sich die großen
Unterschiede in der Leistungskraft zwischen den
nenen und den alten Bundesländern erstmals etwas
verringern werden.

Annahmen
16*. Zu den Annahmen der Prognose gehört vor
allem eine Setzung für den Kurs, den die Wirtschafts­
politik in der Bundesrepublik und in anderen wichti­
gen Partnerländem voraussichtlich einschlagen
wird:

Die Geldpolitik. wird in den meisten Ländern ihren
monetären Kurs mit Rücksicht auf die noch schwa­
che Konjunktur weiter lockern. Sie kann das auch,
weil die Gefahr einer Inflationsbeschleunigung
gegenwärtig nicht besteht. In den Vereinigten
Staaten wird die Notenbank die Federal Funds
Rate niedrig halten. Die Notenbanken der meisten
Industrieländer werden Chancen zu weiteren
Zinssenkungen nutzen. Wir gehen davon aus, daß
die Bundesbank auf ihrem Stabilitätskurs bleiben
wird. Dazu würde passen, daß sie sich wieder ein
Geldmengenziel setzt, das einer Ausweitung der
Zenlralbankgeldmenge um 5V, vH entspricht. Sie
würde damit keinen zusätzlichen Restriktions­
druck erzeugen. Es bliebe sogar Raum für einen
leichten Rückgang der Zinsen am deutschen Kapi­
talmarkt. Der Wechselkurs der D-Mark gegenüber
den Währungen der wichtigsten Partnerländer
müßte sich bei diesen Annahmen nicht viel verän­
dern; gegenüber dem DoUar setzen wir ihn für den
Durchschnitt des Jahres 1992 mit 1,70 DM an.

Die Finanzpolitik wird in den meisten Ländern am
Ziel der Haushaltskonsolidierung festhalten. Das
wird ihr - konjunkturbedingt - durch steigende
Steuereinnahmen erleichtert. Sie wird überwie­
gend konjunkturneutral (so vor allem in den west­
europäischen Ländern) oder leicht expansiv (so vor
allem in Japan) wirken. In der Bundesrepublik, so
unsere Annahme, wird der Bund Anstrengungen
unternehmen, das Defizit zurückzuführen. Er wird
- im Einklang mit der mittelfristigen Finanzpla­
nung - den Ausgabenanstieg auf 3 vH gegenüber
dem Soll von 1991 begrenzen. Wir gehen davon'
aus, daß diese Haushaltsdisziplin nicht durch die
Ausgabenentwicklung bei den Ländern und Ge­
meinden konterkariert wird. Das Defizit des öffent­
lichen Gesamthaushalts wird im kommenden Jahr
dann trotz steigender Ausgaben für das Beitrittsge­
biet etwas kleiner ausfallen als in diesem Jahr.

17*. Die Lohnpolilik muß erkennen, daß unter den
Bedingungen einer stabilltätsorientierten Geldpolilik
und einer auf einen Konsolidierungskurs einschwen­
kenden Finanzpolitik der Verteilungsspielraum im
kommenden Jahr eng ist. Ähnlich hohe Lohnsteige­
rungsraten wie in diesem Jahr würden die wirtschaft­
liche Entwicklung stark belasten. Unter diesen Bedin­
gungen wäre eine Fortsetzung der Aulwärtsentwick­
lung schwer vorstellbar. Wir wissen nicht, welchen
Weg die Tarifparteien letztlich einschlagen werden.
Es gehört aber zu den Annahmen der Prognose, daß
ihnen ein Schritt in Richtung aufstabillsierungskon­
forme Lohnabschlüsse gelingt. In die Rechnung ha­
ben wir eine Lohnsteigerungsrate eingestellt, die um
reichlich einen Prozentpunkt niedriger ist als in die­
sem Jahr.

18*. Zu den Annahmen der Prognose gehört schließ­
lich eine Setzung für den Ölpreis. Den Preis für das
Faß Öl haben wir für den Durchschnitt des nächsten
Jahres auf 18 DoUar veranschlagt, nach knapp 20 Dol­
lar im Durchschnitt diesen Jahres.

Das weltwirtschaftliehe Umfeld
19*. Nach unserer Einschätzung werden sich in den
westlichen Industrieländern die Auftriebskräfte im
kommenden Jahr durchsetzen. Das wird einen ­
wenn auch verhaltenen - Konjunkturaufschwung
herbeiführen. Die Konsumenten und Investoren dürf­
ten ihre bislang gezeigte Zurückhaltung wohl bald
aufgeben. Gleichwohl wird die wirtschaftliche Ent­
wicklung in den großen Industrieländern nicht ein­
heitlich aufwärts gerichtet sein. Die Vorreiter werden
die Vereinigten Staaten, Kanada und Großbritannien
sein; dort wird die Konjunktur rasch an Fahrt gewin­
nen. Japan, Westdeutschland und einige kleinere
westeuropäische Länder, darunter die Niederlande
und Österreich, werden erst später folgen: Die Nach­
hut werden andere westeuropäische Länder bilden,
darunter Frankreich und Italien, denn dort zeichnet
sich eine spürbare konjunkturelle Belebung für das
nächste Jahr noch nicht ab. Für die OECD-Länder im
ganzen rechnen wir zunächst nur mit einem verhalte­
nen Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Produktion;
wir veranschlagen ihn auf 2lJ2 vH tür den Durchschnitt
des Jahres 1992, nach nur 1 vH für den Durchschnitt
des Jahres 1991.

20*. Mit der konjunkturellen Erholung in den Indu­
strieländern wird der Welthandel wieder stärker aus­
geweitet werden. Impulse kommen vor allem von stei­
genden Einfuhren in die Vereinigten Staaten. Der
starke Nachfragesog, den die deutsche Vereinigung
auf dem Weltmarkt bisher auslöste, wird dagegen
spürbar nachlassen. Alles in allem wird das Volumen
des Welthandels im nächsten Jahr keinesfalls mit ei­
ner sehr hohen Rate expandieren; wir veranschlagen
diese Rate auf 5 vH.

21*. Der Preisanstieg wird sich im kommenden Jahr
weiter leicht verringern. Zwar sehen sich in vielen
Ländern die Unternehmen wieder einer steigenden
Nachtrage gegenüber, angesichts der teilweise deut­
lich gesunkenen Kapazitätsauslastung wird aber der
Spielraum tür Preiserhöhungen gering sein. Zudem ist
auch von der Kostenseite her keine Beschleunigung
des Preisanstiegs angelegt.
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Prognose für die Bundesrepublik

22*. Dreh- und Angelpunkt unserer Prognose ist die
Entwicklung beim Export. Früher bat sieb gezeigt, daß
das Exportgeschäft rasch in Schwung kommt, sobald
die Konjunktur im Ausland wieder anzieht. Das dürfte
auch diesmal so sein, und dennoch ist es ratsam, fürs
erste keine hohen Erwartungen zu hegen. Nach den
Ergebnissen unserer Prognose wird die konjunktu­
relle Aufwärtsentwicklung in fast allen Ländern nur
verhalten sein, das heißt, die ausländischen Absatz­
märkte deutscher Unternehmen werden nur schwach
expandieren.

Es darf auch nicht übersehen werden, daß in den mei­
sten Ländern die Konjunktur vom Privaten Verbrauch
und von den Wohnungsbauinvestitionen angestoßen
wird, nicht indes von den Investitionen der Unterneh­
men. Das Muster der konjunkturellen Erholung be­
günstigt also die deutsche Exportwirtschalt nicht. Fast
drei Fünftel des Exports sind Investitionsgüter; auf
diesem Feld haben deutsche Unternehmen ihre Stär­
ken.

23*. Die Belebung im Exportgeschäft werden in er­
ster Linie die Unternehmen in den alten Bundeslän­
dern spüren. Die meisten Unternehmen in den neuen
Bundesländern sind noch stark auf den Osthandel fi­
xiert, der schwach bleiben wird. Nur Betriebe, die ihr
Produktionssortiment schon umgestellt oder im We­
sten neue Vertriebsmöglichkeiten erschlossen haben,
können auf steigende Exportaufträge hoffen. Das sind
bisher offenbar noch nicht viele.

Die Exportentwicklung wird deshalb nicht einheitlich
sein. In den alten Bundesländern wird sie wieder nach
oben zeigen. Wir rechnen damit, daß die Ausfuhr von
Waren und Diensten (ohne die lieferung nach Ost­
deutschland) im Verlauf des Jabres t992 mit einer
Rate von 6 vH expandieren wird; für den Durchschnitt
des Jahres rechnen wir mit einer Rate von 41J2 vH. In
den neuen Ländern dürfte die Ausfuhr nach dem kräf­
tigen Einbruch zwar wieder leicht steigen (Tabelle C).
Die gravierenden Absatzprobleme der ostdeutschen
Unternehmen, die auf mangelnder Wettbewerbsfä­
higkeit beruhen, werden dadurch freilich nicht beho­
ben (Tabelle D).

24*. Der Export wird nur dann Schwung in die Kon­
junktur bringen können, wenn die Investitionen mit­
ziehen. Dazu müssen auch andere Rahmenbedingun­
gen, wie die Ertragslage und die Finanzierungskondi­
lionen, in den Augen der Investoren hinreichend gün­
stig erscheinen. Ob das im nächsten Jahr der Fall sein
wird, ist fraglich. Die Gewinne sind in diesem Jahr
erstmals seit längerer Zeit wieder unter Druck gera­
ten, wenn auch nicht durchgängig in allen Branchen
und im Durchschnitt nicht so stark, daß die Investi­
tionsneigung nachhaltig beeinträchtigt wäre.

25*. Die Investitionstätigkeit bleibt nach unserer
Einschätzung zwar beachtlich hoch, aber die Zu­
wachsraten werden deutlich kleiner ausfallen als in
diesem Jahr. In den alten Bundesländern dürften sie
sich bei den Unternehmen der gewerblichen Wirt­
schaft etwa halbieren. Nur in den neuen Bundeslän­
dern zeichnet sich eine zunehmende Investitionsbe­
reitschaft ab; insbesondere die Unternehmen mit Sitz
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in Westdeutschland legen ein bemerkenswertes En­
gagement an den Tag.

26*. Positiv ist zu bemerken, daß es keine Anzeichen
dafür gibt, daß die Abscbwächung der fnvestitionsdy­
namik in den alten Bundesländern auf die neuen Bun­
desländer übergreüen könnte. Im Gegenteil, nach al­
lem, was bisher bekannt ist, werden dort die Investi­
tionen kräftig ausgeweitet werden. Überschlägig ge­
schätzt werden im nächsten Jahr in den neuen Bun­
desländern etwa 87 Mrd DM in Ausrüstungen und
Bauten investiert; nach Abzug von Preissteigerungen
ist das etwa ein Viertel mehr als in diesem Jahr. Zum
Vergleich: Die Zuwachsrate in den alten Bundeslän­
dern veranschlagen wir nur auf gut 21J2 vH. Trotzdem
wird die [nvestitionssumme, pro Einwohner gerech­
net, in den neuen Bundesländern mit rund 5 000 DM
nur gut die Hälfte von denjenigen in den alten Bun­
desländern betragen.

27*. Die Entwicklung bei den Bauinvestitionen
schätzen wir ähnlich ein wie die bei den Ausrüstungs­
investitionen - eine verlangsamte Zunahme in West­
deutschland und eine sprunghafte Zunahme in Ost­
deutschland. In den alten Bundesländern wird sich die
Zuwachsrate von reichlich 3 th vH in diesem Jahr auf
knapp 2 vH im nächsten Jahr etwa halbieren, in den
neuen Bundesländern wird sie sich dagegen mehr als
verdoppeln und knapp 20 vH betragen. Westdeutsche
Bauunternehmen werden sich deshalb verstärkt in
Ostdeutschland nach Aufträgen umsehen.

Die Abflachung der Baukonjunktur in den alten Bun­
desländern wird alle Bereiche erfassen - den Woh­
nungsbau, den gewerblichen Bau und den öffentli­
chen Bau. Die öffentlichen Bauinvestitionen dürften
im nächsten Jahr sogar spürbar schrumpfen, nachdem
sie in diesem Jahr stagnierten. In den neuen Bundes­
ländern werden neben den gewerblichen Investitio­
nen gerade die öffentlichen Bauinvestitionen für
Schub sorgen. Es spiegelt sich darin die Verlagerung
staatlicher Investitionsmittel von Westdeutschland
nach Ostdeutschland. Keinerlei Anzeichen sehen wir,
wie erwähnt, für eine Belebung im ostdeutschen Woh­
nungsneubau.

28*. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich schwer
sagen, wie die Abschwächung der Investitionsdyna­
mik zu bewerten ist: Ob sie, wie es in der Prognose
angenommen wird, vorübergehend ist, oder ob sie
sich ins übernächste Jahr fortsetzt. Darüber wird bei
den Lohnverhandlungen im nächsten Jahr mitent­
schieden. Ein ähnlich starker Lohnkostenschub wie in
diesem Jahr würde vermutlich schwerwiegende Fol­
gen für die Investitionen und die Beschäftigung ha­
ben.

29*. Es ist derzeit noch völlig offen, welchen Kurs die
Lohnpolitik im nächsten Jahr einschlagen wird - ob
sich die Lohnentwicklung wieder dem Produktivitäts­
pfad nähert, oder ob sie sich von ihm weiter entfernt.
Auf alle Fälle werden die Tarifverhandlungen nicht
einfach werden. Was die Verhandlun~envermutlich
erschweren wird: Sie werden im Umfeld hoher Preis­
steigerungsraten ausgetragen. Bei der Durchrech­
nung der Prognose sind wir von der Annahme ausge­
gangen, daß den Tarifparteien ein erster Schritt in
Richtung auf stabilisierungskonforme Löhne gelingen
wird. Konkret beißt das: Die tariflichen Stundenlöhne
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Tabelle C

Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamlrechnungen für Westdeutschland
Schätzung für das 2. Halbjahr 1991 und Vorausschau auf das Jahr 1992

Absolute Werte

1991 1992
Einheit 1990 1991 1992

1. Hj. I 1. Hj. I 2. Hj.2.Hj.

Verwendung des Sozialprodukts
In jeweiligen Preisen

Privater Verbrauch ..... .. . . ......... MrdDM 1299,2 1374,S 1456,S 666,7 707,5 700,5 755,5
Staatsverbrauch .... ..... ... . . ....... MrdDM 443,1 463,0 491,5 216,0 247,0 229,5 262,5
Anlageinvestitionen ...... ... . ....... MrdDM 509,5 569,0 614,5 266,0 303,0 285,0 330,0

Ausrüstungen ..... .... . . . ... . .. ... MrdDM 234,5 264,0 260,5 122,4 141,5 129,0 151,5
Bauten. ...... ..... ..... ..... . .... MrdDM 275,0 305,0 334,0 143,6 161,5 155,5 178,0

Vorratsveränderung ........ ...... ... MrdDM + 19,5 + 29,0 + 14,5 + 22,6 + 6,5 + 14,5 - 0
Außenbeitrag ......... ...... ...... · . MrdDM + 154,2 + 181,5 + 200,5 + 85,3 + 96,0 + 101,0 + 99,S

Ausfuhr. ....... ...... .... . ........ MrdDM 872,9 1008,5 1081,5 489,9 518,5 529,5 552,5
darunter: nach Ostdeutschland .... MrdDM 75,8 191,0 209,0 89,6 101,5 103,5 105,5

Einfuhr ............... ... . ........ MrdDM 718,7 827,0 881,0 404,6 422,5 428,5 452,5
darunter: aus Ostdeutschland ..... MrdDM 16,7 32,0 39,S 14,8 17,5 18,0 21,S

Bruttosozialprodukt ........ ..... ..... MrdDM 2425,S 2617,0 2777,5 1256,6 1360,5 1330,0 1447,5

In Preisen von 1985:
Privater Verbrauch .... ..... . ..... MrdDM 1211,1 1237,5 1261,5 607,2 630,5 610,5 650,5
Staatsverbrauch ........ ...... .. ... MrdDM 390,5 388,5 396,0 191,1 197,5 194,5 201,5
Anlageinvestitionen ... . ... . ..... MrdDM 458,6 489,5 503,0 231,6 258,0 236,0 267,0

Ausrüstungen .. . ..... . ... . ....... MrdDM 220,9 243,0 252,0 113,8 129,5 117,0 135,5
Bauten .... .. .... ...... ... . .... MrdDM 237,7 246,5 250,5 117,8 128,5 119,0 132,0

Vorratsveränderung ... . .. . . .... ..... MrdDM + 22,5 + 30,5 + 16,0 + 24,S + 6,0 + 16,5 - 0,5
Außenbeitrag .. ... .. . ....... .. ...... MrdDM + 56,0 + 64,S + 79,0 + 30,4 + 34,S + 42,S + 36,S

Ausfuhr. .. . ...... .. ..... ..... · . MrdDM 844,0 954,5 999,5 467,7 487,0 493,5 506,0
darunter: nach Ostdeutschland .... MrdDM 72,3 180,0 191,5 85,2 94,S 95,S 96,0

Einfuhr ....... ........ .......... MrdDM 788,1 890,0 921,0 437,3 452,5 451,0 469,5
darunter: aus Ostdeutschland .... MrdDM 15,6 29,0 35,0 13,5 15,5 16,0 18,5

Bruttosozialprodukt. ..... ...... ..... MrdDM 2138,7 2211,0 2255,0 1084,8 1126,0 1099,5 1155,S

Realwert des Bruttosozialprodukts1) ... MrdDM 2224,1 2306,0 2345,5 1131,2 1174,S 1144,0 1201,S

Prelsenlwlcklung (DeIlalorI
Privater Verbrauch ......... ...... .. . 1985 ~ 100 107,3 111.0 115,5 109,8 112,5 115,0 116,0
Bruttosozialprodukt ........... ....... 1985 ~ 100 113,4 118,5 123,0 115,8 121,0 121,0 125,5
Letzte inländische Verwendung ...... 1985 ~ 100 109,1 113,5 118,5 111,1 116,0 116,5 120,5

Entstehung des Sozialprodukts
Erwerbstätige (Inland) .......... ..... 1000 28433 29305 29590 29027 29560 29395 29785

nachr.: Pendlersaldo mit Ostdeutsch-
land ..... .. .... .. ...... .... 1000 89 365 525 282 450 525 525

Arbeitszeit2) ... ..... .. ... .. ...... . . · . Stunden
Arbeitsvolumen ...... ..... .. ..... .. . Mrd Std.
Produktivität ... ............ .... .. DMje Std.

Bruttoinlandsprodukt in Preisen
von 1985 .. ....... ....... ...... .. .... MrdDM 2119,7 2198,0 2247,5 1075,7 1122,0 1095,5 1152,S

Verteilung des Volkseinkommens
Bruttoeinkommen

aus unselbständiger Arbeit ... . .... MrdDM 1313,9 1422,S 1502,S 661,5 761,0 700,0 802,5
aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen ..... ...... ...... . .. MrdDM 557,5 574,0 591,0 298,0 276,0 297,5 293,5

Volkseinkommen ...... ...... .. . ... MrdDM 1871,5 1996,5 2094,0 959,5 1037,0 998,0 1096,0

Reales Volkseinkommen1) .. . ........ MrdDM 1716,1 1759,5 1768,0 863,7 895,5 858,0 910,0

Nettoeinkommen
aus unselbständiger ArbeitJ) .. . ..... MrdDM 743,0 782,5 819,0 368,9 413,5 376,0 442,5
aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen .... ....... ..... . ... MrdDM 473,6 480,0 491,5 254,7 225,0 250,0 241,5

Verfügbares Einkommen der
privaten Haushalte4) ....... ..... Mrd DM 1508,8 1590,0 1674,S 777,6 812,0 803,5 870,5

1) Bruttosozialprodukt und Volkseinkommen in jeweiligen Preisen. deflationiert mit dem Deflator der letzten inländischen Verwendung (1985 = 1(0).
2) Einschließlich Veränderung der Arbeitstage.
~) Nettolohn- und -gehaltssumme.
4) Ohne nichtentnommt:'nt:' Gt:'winlW der Untt:'mehmen ohnt:' eigt:'ne Rechtspersönlichkt:'it.
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noch Tabelle C

Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode

Die wlchllgslen Daten der Volkswlrtschaltllchen Gesamlrechnungen für Westdeulschland
Schätzung für das 2. Halbjahr 1991 und Vorausschau auf das Jahr 1992

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH

1991 1992
1990 1991 1992

L Hj I 2.Hj. LHj. I 2.Hj.

Verwendung des Sozialprodukts
In jeweiligen Preisen

Privater Verbrauch ..... .. ...... ........ .. + 7,4 + 6 + 6 + 6.6 + 5 + 5 + 7
Staatsverbrauch ... . ..... ....... . . ...... + 5,8 + 4% + 6 + 4,2 + 5 + 6 + 6
Anlageeinvestitionen .. .... . ..... . ...... + 12,9 + 11 '12 + 8 + 11,7 + 11 Y2 + 7 + 9

Ausrüstungen ...... .... . ........ . . ....... + 14,5 + 12Y2 + 6% + 14,2 + 11 + SV2 + 7
Bauten ..... ...... . ...... ........ . . ....... + 11,5 + 11 + 9% + 9,7 + 12 + 8% + 10'12

Vorratsveränderung ... ....... .. ...... .. .....
Außenbeitrag ... ...... . . .. . ......... .. .....

Ausfuhr ....... ....... ....... ....... .. .... + 10,8 + 15'12 + 7Y2 + 17,7 + 13 1/2 + 8 + 6'12
Einfuhr .... . ... . ...... . .... . ...... + 11.7 + 15 + 6'12 + 17,5 + 13 + 6 + 7

Bruttosozialprodukt ...... ....... . .. . . . . . . ... + 8,0 + 8 + 6 + 8,7 + 7 + 6 + 6%

In Preisen von 1985:
Privater Verbrauch .. ' ..... .... . ....... · .. + 4,7 + 2 + 2 + 3,5 + 1 + 'I, + 3 1

/2

Staatsverbrauch ...... ..... . ...... . ....... .. + 2,1 - \/, + 2 - 0,3 - V, + 1% + 2
Anlageinvestitionen .. ...... . . ....... + 8,8 + 6% + 2 1/1- + 7,2 + 6% + 2 + 3%

Ausrüstungen ...... .... . . ....... ...... .. + 12,9 + 10 + 3'/2 + 12,4 + 8 + 2% + 4%
Bauten. ..... . ....... .... . .. ...... + 5,3 + 3 '/1- + 2 + 2,6 + 4Y2 + 1 + 2%

Vorratsveränderung .... .... . . .... .. ......
Außenbeitrag ... ....... ....... ...... .. .....

Ausfuhr .. ..... . .. ... .. ...... ...... .. ..... + 9,9 + 13 + 4% + 15,4 + 11 + 5% + 4
Einfuhr .... . ..... . .. ........... ........ + 11,9 + 13 + 31/2 + 15,4 + 10'12 + 3 + 4

Bruttosozialprodukt .. ' . ...... . ......... . .... + 4,5 + 3Y2 + 2 + 4,5 + 2% + 11/:1- + 2Y2

Realwert des BruttosozialproduktsI) .... . ..... + 4,9 + 3 1
/2 + 1 Y2 + 4,8 + 2% + 1 + 2%

Preisentwicklung (Deflator)
Privater Verbrauch ... ..... . .... . .. ...... · .. + 2,6 + 3% + 4 + 3,0 + 4 + 4% + 3 1/:.1
Bruttosozialprodukt ... ...... ...... ........ .. + 3,4 + 4V:.1 + 4 + 4,0 + 5 + 4% + 3%
Letzte inländische Verwendung .... ........ + 2,9 + 4 + 4 1/:.1 + 3,7 + 4V:.1 + 4% + 4

Entstehung des Sozialprodukts
Erwerbstätige (Inland) . ...... .. ....... ....... + 2,9 + 3 + 1 + 3,2 + 3 + 11;2 + \/,

Arbeitszeit2) ........... ... . . ......... - 1,3 - 1 - \/, - 1,6 - 1 - \/, ~ 0
Arbeitsvolumen ........ ...... .. ..... . ...... + 1,6 + 2 + \/, + 1,5 + 2 + \/, + \/,
Produktivität .... ........ ..... . ..... ...... + 3,1 + 2 + 2 + 2,9 + 1 + 1 V:.1 + 2

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1985 ..... + 4,7 + 3 1/:.1 + 2V:.1 + 4,5 + 3 + 2 + 2%

Verteilung des Volkseinkommens
Bruttoeinkommen

aus unselbständiger Arbeit ..... .. ..... + 7,5 + 8V:.1 + 5% + 8,1 + 8V:.1 + 6 + 5%
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen + 8,8 + 3 + 3 + 6,5 - \/, - 0 + 6V:.1

Volkseinkommen ..... ....... ... . ........ + 7,9 + 6V:.1 + 5 + 7,6 + 6 + 4 + 5V:.1

Reales Volkseinkommen1) ... . ...... . ........ + 4,8 + 2V:.1 + \/, + 3,8 + P/:.1 ~ \/, + 1 V:.1

Nettoeinkommen
aus unselbständiger ArbeiP) .. ....... .... + 10,7 + 5 1/:.1 + 4V:.1 + 6,2 + 41;2 + 2 + 7
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen ... + 12,1 + P/:.1 + 2V:.1 + 6,4 - 4 - 2 + 7

Verfügbares Einkommen der
privaten Haushalte4) .... ....... ........ · .. + 9,1 + 51;2 + 5 1/:.1 + 6,8 + 4 + 31;2 + 7

1) Bruttosozialprodukt und Volkseinkommen in jeweiligen Preisen, deflationiert mit dem Deflator der letzten inländischen Verwendung (1985 = 100).
2) Einschließlich Veränderung der Arbeitstage.
J) Nettolohn- und -gehaltssumme.
4} Ohne nichlentnommene Gewinne der Untemehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.
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